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Dezernat V
Amt für Kinder- und Jugendeinrichtungen

Zu Punkt                     der Tagesordnung

Beschlussvorlage Drucksache
0069/2020
Einbringung
21.02.2020

 Datum  Gremium Federführung

Ö 04.03.2020 Jugendhilfeausschuss Amt für Kinder- und Jugendeinrichtungen, 56.1
Jugendamt 54.5

Ö 10.03.2020 Finanzausschuss Amt für Kinder- und Jugendeinrichtungen, 56.1
Jugendamt, 54.5

Ö 19.03.2020 Ratsversammlung Amt für Kinder- und Jugendeinrichtungen, 56.1
Jugendamt, 54.5

Betreff:
Förderung der Praxisintegrierten vergüteten Ausbildung (PiA) für Erzieher*innen in Kiel

 Antrag:

1. Zugestimmt wird der Förderung der Praxisintegrierten Ausbildung für Erzieher*innen 
mit einer Klasse (bis zu 24 Plätzen) in Kiel, soweit das Land Schleswig-Holstein oder 
der Bund nicht die weitere Förderung übernehmen. Der Ausbildungsjahrgang 
2020/21 startet zum 01.08.2020. Die Förderung umfasst die Ausbildungsvergütung 
für die PiA-Absolvent*innen über drei Ausbildungsjahre. 
Für die Ausbildungsmonate August bis Dezember 2020 werden Aufwendungen in Hö-
he von rund 123.400 € außerplanmäßig benötigt. Die Deckung erfolgt aus Minderauf-
wendungen bei der Kostenstelle: 31792, Kostenträger: 36500201, Sachkonto: 
53180000, da die Kita Ernestinenstraße erst zum 01.05.2020 eröffnet, später als zur 
HH-Planung 2020 anvisiert. 
Für die Ausbildungsjahre 2021-2023 sind im Sachkonto 53180000, Kostenträger 
36500201 Aufwendungen in Höhe von insgesamt rund 818.300 € im Haushalt einzu-
stellen und durch sich ggfs. ergebende Mehrerträge bzw. Minderaufwendungen im 
Teilplan 36 zu decken. Die acht Planstellen für den Ausbildungsjahrgang 2020/21 für 
die städtischen KTE wurden bereits im aktuellen Stellenplan berücksichtigt, durch die 
wegfallenden Fördermittel entstehen Mindererlöse i.H.v. bis zu 489.200 €, die im 
Rahmen des Gesamt-Personalbudgets zu decken sind.

2. Der Planung und Umsetzung eines weiteren Ausbildungsjahrgangs ab dem Schuljahr 
2021/2022 wird - vorbehaltlich der Beschlussfassung der Ratsversammlung zum 
Haushaltsplan-Entwurf 2021 - im Umfang einer Klasse (max. 25 Plätze) in Kiel, so-
weit das Land Schleswig-Holstein oder der Bund nicht die weitere Förderung über-
nehmen, zugestimmt. Die Förderung umfasst die Ausbildungsvergütung für die PiA-
Absolvent*innen über drei Ausbildungsjahre. Die erforderlichen Mittel für diesen wei-
teren Ausbildungsjahrgang in Höhe von 1.517.000 € sind im Haushalt einzustellen 
und durch sich ggfs. ergebende Mehrerträge bzw. Minderaufwendungen im Teilplan 
36 zu decken. Die Verteilung der Praxisstellen erfolgt im Einvernehmen der Träger. 
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Ggf. zusätzlich erforderliche PiA-Planstellen für die städtischen KTE sind im Stellen-
plan ab 2021 zu beantragen.

Begründung:

Das Bundesprogramm „Fachkräfteoffensive für Erzieherinnen und Erzieher“ hat im Jahr 
2019 Impulse zur Personalgewinnung und -bindung in der Kindertagesbetreuung gesetzt. 
Ziel der Initiative ist es, mehr Fachkräfte zu gewinnen und im Beruf zu halten. Auf der Grund-
lage der Erkenntnisse der prognos-Studie („Zukunftsszenarien - Fachkräfte in der Frühen 
Bildung gewinnen und binden“, 2018) sowie einer Studie des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach („Erziehen als Beruf –Wahrnehmungen der Bevölkerung zum Berufsfeld Erziehe-
rin/Erzieher“, 2018) sollte das Bundesprogramm auf eine attraktivere Ausbildung, die Gewin-
nung neuer Zielgruppen und eine bessere Bindung der Fachkräfte zielen. Das Bundespro-
gramm (Anlage 1) untergliedert sich in drei Programmbereiche:
Programmbereich 1 – Praxisintegrierte vergütete Ausbildung
Programmbereich 2 – Praxisanleitung
Programmbereich 3 – Perspektive mit dem Aufstiegsbonus.

Die Förderung des Programmbereichs Praxisintegrierte vergütete Ausbildung startete zum 
Ausbildungsjahr 2019/2020, also im Sommer 2019. Unter Vorbehalt der verfügbaren Haus-
haltsmittel wurde ein weiteres Interessenbekundungsverfahren für einen zweiten geförderten 
Jahrgang mit Beginn zum Ausbildungsjahr 2020/2021 in Aussicht gestellt.

Praxisintegrierte Ausbildung in Kiel

Das Land Schleswig-Holstein flankierte das Bundesprogramm mit einer „Handreichung zum 
Ausbildungsgang zur Erzieherin/zum Erzieher in der Praxisintegrierten Form (PiA) an der 
Fachschule Fachrichtung Sozialpädagogik“ vom Mai 2019. Dort wurden die Rahmenbedin-
gen, so z.B. auch die Vergütung, festgeschrieben. Das Bildungsministerium betonte in die-
sem Zusammenhang die Bedeutung des PiA-Modells als Durchbruch in diesem Berufssektor 
und die große Chance durch PiA, den Herausforderungen des Fachkräftebedarfs zu begeg-
nen (Anlage 2). 

Bereits im Jahr 2018 wurden im Masterplan „Ausbau Kindertagesbetreuung in Kiel“ die we-
sentlichen Erfordernisse beschrieben, um die soziale Infrastruktur für Familien in Kiel nach-
haltig bedarfsgerecht weiter auszubauen und ein qualitativ hochwertiges Betreuungs- und 
Bildungsangebot für Kinder sicherzustellen. Um dem Fachkräftemangel in den pädagogi-
schen Arbeitsbereichen zu begegnen, haben schon vor Jahren einige Bundesländer, wie 
z.B. Baden-Württemberg, Bayern und NRW Schulversuche gestartet, um neue Zielgruppen 
für die Erzieher*innenausbildung zu gewinnen und die Ausbildungskapazitäten zu erhöhen. 
Dabei wurde festgestellt, dass eine vergütete Ausbildung andere Zielgruppen als in der voll-
schulischen Ausbildungsform anspricht. Die Unterschiede zeigen sich insbesondere in Be-
zug auf Alter, Geschlecht, Berufsabschluss, natio-ethnokulturelle Zugehörigkeit, Familien-
stand, Finanzierung des Lebensunterhalts sowie die Motivation. Die Praxisintegrierte vergü-
tete Ausbildung sollte daher in der Landeshauptstadt Kiel vor dem Hintergrund des spürba-
ren Fachkräftemangels umgesetzt werden. Sie wurde daher auch in der Bedarfsplanung für 
Kindertagesbetreuung, Anlage 4 Aktuelle Themen, aufgenommen (vgl. Drs.0347/2019).

Aufgrund der Teilung des RBZ 1 zum Jahr 2019 und der damit verbundenen Veränderungen 
des RBZ, wurde vereinbart, die Praxisintegrierte vergütete Ausbildung in Kiel erstmalig zum 
Ausbildungsjahr 2020/21 anzubieten. Die Umsetzung wurde vor dem Hintergrund des in 
Aussicht gestellten zweiten Interessenbekundungsverfahrens der Fachkräfteoffensive ge-
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plant. Das Dezernat für Bildung, Jugend, Kultur und Kreative Stadt bereitete die Umsetzung 
in Kiel gemeinsam mit dem RBZ Königsweg, Fachschule der Fachrichtung Sozialpädagogik 
und interessierten freien Trägern der Jugendhilfe vor. Die Fachschule entwickelte ein Infor-
mationsblatt zum Ausbildungsgang (Anlage 3). Insgesamt 6 Träger der Jugendhilfe (Anlage 
4) mit insgesamt 24 Ausbildungsplätzen sind aktuell mit der konkreten Umsetzung der praxi-
sintegrierten Ausbildung zum 01.08.2020 beschäftigt. Das Auswahlverfahren für die PiA-Stel-
len und die Anmeldung bei der Fachschule müssen bis zum Februar 2020 abgeschlossen 
sein. Allein bei der Landeshauptstadt Kiel gingen über 100 Bewerbungen für acht Stellen für 
die Praxisintegrierte vergütete Ausbildung ein. Die Bewerbungsverfahren bei den Trägern 
und das Anmeldeverfahren an der Fachschule befinden sich kurz vor dem Abschluss.

In das Verfahren wurde die Abteilung Förderung des Jugendamtes eng eingebunden, um 
auftretende Fragen der Träger bei diesem neuen dualen Ausbildungsgang direkt klären zu 
können. Auf Nachfrage bei der Servicestelle Fachkräfteoffensive wurde eine Entscheidung 
über das Interessenbekundungsverfahren Ende Dezember 2019 in Aussicht gestellt. Auf-
grund der großen Bedeutung der Fachkräfteoffensive vor dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels und der erfolgten Impulswirkung für den Aufbau der Praxisintegrierten vergüteten 
Ausbildung war von der Umsetzung der angekündigten Förderung eines zweiten Jahrgangs 
auszugehen. Aus diesem Grund wurde vereinbart, mit der Umsetzung der PiA trotz des 
ausstehenden Interessenbekundungsverfahrens fortzufahren. Die konkrete Umsetzung in 
Kiel (Bewerbungsverfahren, Schulaufnahme, Planung der Kapazitäten der Fachschule usw.) 
wäre sonst nicht bis zum Schuljahresbeginn am 01.08.2020 möglich gewesen. Die Pro-
grammbereiche 2 und 3 des Bundesprogramms wurden bis auf die Planung einer Qualifizie-
rung von Praxisanleitungen durch die Fachschule des RBZ am Königsweg zunächst zurück-
gestellt. Auf eine Anrechnung der PiA-Absolvent*innen (1. Jahr: 0%, 2. Jahr: 0%, 3. Jahr: 
100% Sozialpädagogische*r Assistent*in, tatsächliche Anwesenheitszeit) auf den Fachkräfte-
schlüssel anlog der Handreichung des Landes Schleswig-Holstein wurde sich mit den Trä-
gern verständigt.

Mit Rundschreiben Nr. 176/2019 vom 30.12.2019 teilte der Städteverband Schleswig-Hols-
tein nunmehr mit, dass es im Jahr 2020 keinen weiteren vom Bund geförderten Ausbildungs-
jahrgang der Praxisintegrierten vergüteten Ausbildung im Rahmen der Fachkräfteoffensive 
geben wird (Anlage 5). Der Versuch des Einwerbens von Mitteln für den Haushalt zur Förde-
rung eines Ausbildungsjahrgangs ab dem Jahr 2021/2022 wurde von Seiten des Bundesfa-
milienministeriums zugesagt. Von Seiten des Landes Schleswig-Holsteins gibt es bisher kei-
ne Signale zur Übernahme der Ausbildungskosten für die Praxisintegrierte vergütete Ausbil-
dung für Erzieher*innen für den Ausbildungsjahrgang 2020/2021 im Rahmen der Kitafinan-
zierung. Daher haben zum Beispiel aktuell im Kreis Pinneberg, acht Kommunen die Finan-
zierung eines PiA-Ausbildungsgangs mit 28 Plätzen übernommen.

Mit der Planung eines nächsten Ausbildungsjahrganges 2021/2022 müsste in Kiel spätes-
tens im Sommer 2020 begonnen werden, da insbesondere die räumlichen und personellen 
Kapazitäten der Fachschule für einen zweiten Ausbildungsjahrgang sichergestellt werden 
müssen. Bei einem zweiten Ausbildungsjahrgang könnten die von der Fachschule angebote-
nen Arbeitsfelder für die Erzieher*innen erweitert und damit weiteren Trägern der Jugendhilfe 
die Möglichkeit zum Einstieg in die Praxisintegrierte Ausbildung gegeben werden.

Finanzielle Auswirkungen

Die Ausbildungsvergütung für die PiA-Absolvent*innen orientiert sich an dem Tarifvertrag für 
Auszubildende des Öffentlichen Dienstes (TVAöD) „Pflege - besonderer Teil“ in der jeweils 
geltenden Fassung inkl. der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. Die zusätzlichen 
Kosten für diese duale Ausbildung sind in der Kitafinanzierung nicht enthalten. Die Mehrkos-
ten müssen den freien Trägern erstattet werden, um keine Defizite entstehen zu lassen (ge-
setzliche Pflichtaufgabe der Kommune).
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Folgende Kosten für die Umsetzung der PiA in Kiel entstehen bei 24 Auszubildenden im 
dreijährigen Ausbildungsjahrgang 2020/21: rund 941.700 € an Personalkosten (Freie Trä-
ger).
Die acht Planstellen für den Ausbildungsjahrgang 2020/21 für die städtischen KTE wurden 
bereits im aktuellen Stellenplan berücksichtigt. Die Kosten betragen im Jahr 2020 insgesamt 
rund 63.700€ und für die Ausbildungsjahre 2021-23 insgesamt rund 425.500 €. Sie sind auf 
Sachkonto 10063 Kostenträger 11130902 eingestellt.
Damit entstehen für diesen dreijährigen Ausbildungsjahrgang insgesamt Kosten in Höhe von 
1.430.900 € (941.700 € freie Träger + 489.200 € städt. KTE).

Möglicherweise ist eine Einsparung von bis zu rund 173.000 € im Kita-Förderungsbereich 
der freien Träger und 117.000€ bei den städtische KTE möglich, da die PiA-Auszubildenden 
im 3. Jahr auf vorhandene Stellen von sozialpädagogischen Assistent*innen angerechnet 
werden sollen. Hierbei müssen jedoch personalrechtliche Aspekte wie geltende Arbeitszeit-
regelungen des vorhandenen Personals berücksichtigt werden, so dass dies vermutlich nicht 
in jedem Fall realisierbar sein wird. Abzüglich der eingesparten Differenz in Höhe von bis zu 
290.000 € würden dann bereinigte Personalkosten in Höhe von 1.180.900 € für diesen Aus-
bildungsjahrgang entstehen.

Folgende Kosten für die Umsetzung der PiA in Kiel entstehen bei maximal 25 Auszubilden-
den im Ausbildungsjahrgang 2021/22:
Gesamt für 25 PiA: rund 1.517.000 €
abzüglich der eingesparten Differenz SPA: rund    278.000 €
bereinigtes Gesamtvolumen Ausbildungsgang 2021/22: rund 1.239.000 €

Die Aufteilung der Praxisstellen für diesen Ausbildungsgang erfolgt im Einvernehmen der 
Träger der Jugendhilfe.

Der Fachkräftebedarf ist vor dem Hintergrund des weiterhin fortschreitenden Ausbaus der 
Kindertagesbetreuung, des nahenden Rechtsanspruchs auf Schulkindbetreuung und der 
Veränderungen des KitaG in Kiel enorm. Es besteht bundesweit Konsens, dass ein wichtiger 
Baustein zur Fachkräftegewinnung der Schritt zur dualen Ausbildung ist. Allein in Kiel bedarf 
es aufgrund der Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen des neuen KitaG durch den 
zukünftig umzusetzenden Betreuungsschlüssel rund 180 zusätzlicher Erzieher*innen bis 
Ende 2023, bestehende erhebliche Fachkräftebedarfe aufgrund des Aufwuchses an Betreu-
ungsplätzen nicht eingerechnet. Um die Kindertagesbetreuung in Kiel zu sichern, ist eine 
erhöhte Anzahl an Fachkräften bei dem kommunalen und den freien Trägern zu generieren.

Aufgrund der Impulswirkung der vergüteten Ausbildung und allseits anerkannten dringlichen 
Notwendigkeit von Maßnahmen zur Fachkräftegewinnung bei Erzieher*innen, irritiert es, 
dass die Fachkräfteoffensive des Bundes nicht fortgeführt wird. Die Verwaltung setzt sich mit 
Nachdruck für die Wiederaufnahme des Förderprogrammes Fachkräfteoffensive für die Pra-
xisintegrierte vergütete Ausbildung beim Land Schleswig-Holstein und beim Bund ein.

Aktuell steht die Förderung der Praxisintegrierten Ausbildung auf der Tagesordnung der 29 
Tagung des Schleswig-Holsteinischen Landtags am 19.02.2020 (Drs. 19/1996). 
Zielsetzung des Antrags der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und der FDP ist 
die Forderung an den Bund, das Förderprogramm wieder aufzunehmen und an die tatsächli-
chen Bedarfe der Bundesländer anzupassen.

Trotz der derzeitigen unklaren finanziellen Refinanzierungslage ist es geboten, die Praxisin-
tegrierte vergütete Ausbildung aufgrund des erheblichen personellen Mehrbedarfs in der 
Kindertagesbetreuung in Kiel jetzt umzusetzen.

Renate Treutel
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Bürgermeisterin

Anlagen:

1 Kurzübersicht Bundesprogramm Fachkräfteoffensive, März 2019
2 Medieninformation und Handreichung zum Ausbildungsgang des Landes S-H
3 Informationsblatt zum PiA-Ausbildungsgang des RBZ am Königsweg
4 Trägerübersicht
5 Rundschreiben des Städteverbandes Nr. 176/2019
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Bundesprogramm  

Fachkräfteoffensive  
Erzieherinnen/Erzieher  

Nachwuchs gewinnen und Profis binden 
des Bundesministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 
 
 

 
1. Was sind die Ziele des Förderprogramms?1  

Der Bund setzt mit dem Bundesprogramm „Fachkräfteoffensive für Erzieherinnen und 
Erzieher“ Impulse zur Personalgewinnung und -bindung in der Kindertagesbetreuung. Das 
Bundesprogramm ergänzt die gemeinsamen Bemühungen von Bund, Ländern und 
Kommunen beim Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie im Rahmen des Gute-KiTa-
Gesetzes. Ziele des Bundesprogramms „Fachkräfteoffensive für Erzieherinnen und Erzieher“ 
sind entsprechend: 

 Mehr Nachwuchs gewinnen, den Einstieg erleichtern: mit mehr vergüteten Plätzen 
in der Ausbildung zur Erzieherin bzw. zum Erzieher

 Gute Ausbildungspraxis sichern: mit gut qualifizierten Fachkräften und einer 
professionellen Praxisanleitung

 Qualifikation macht sich bezahlt: neue Perspektiven mit dem Aufstiegsbonus

 
2. Was wird gefördert? 

 Gefördert wird eine praxisintegrierte vergütete Ausbildung, die zum Ausbildungsjahr 
2019/2020 beginnt. Die Ausbildung ist gemeinsam von der antragsstellenden 
Kinderbetreuungseinrichtung, in der die Ausbildungskapazität durch die Teilnahme am 
Bundesprogramm gemessen am Vorjahr erhöht wird, und einer kooperierenden 
Fachschule bzw. Fachakademie durchzuführen. Die Ausbildung beträgt in der Regel 

                                                 
1 www.bmfsfj.de/bmfsfj/fachkraefteoffensive-fuer-erzieherinnen-und-erzieher-vorgestellt/131402 
und 
https://www.bmfsfj.de/blob/131404/18d38040fe0b1661dc0550d1db189349/fachkraefteoffensive-erzieherinnen- 
erieher-giffey-data.pdf 

 

Kurzinformation 
Stand: März 2019 
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drei Jahre, in besonderen Modellen vier Jahre, in welchen die Teilnehmenden 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Dabei hat die Eingruppierung der 
Fachschülerinnen und Fachschüler mindestens analog zum „TVAöD besonderer Teil 
Pflege“ zu erfolgen. Für den Besuch der Fachschule bzw. Fachakademie ist 
grundsätzlich kein Schulgeld bei den geförderten Fachschülerinnen und Fachschülern 
zu erheben. 

Die Ausbildung endet in der Regel mit dem Abschluss „Staatlich anerkannte Erzieherin“ 
bzw. „Staatlich anerkannter Erzieher“ auf DQR 6-Niveau. 

 Gute Ausbildungspraxis (Praxisanleitung) wird in Modul 1 mit der Förderung einer 
Zusatzqualifikation zur Praxisanleitung erreicht. Die Qualifizierung zur Praxisanleitung 
hat im Umfang und Inhalten den ggfs. durch Landesvorgaben festgelegten 
Mindestanforderungen zu entsprechen. In Modul 2 wird die Freistellung für Anleitung 
durch eine entsprechend qualifizierte pädagogische Fachkraft im Umfang von 
durchschnittlich zwei Stunden pro Woche gefördert. Falls von Seiten des Landes oder 
Trägers bereits Freistellungen vorgesehen sind, können diese additiv genutzt werden.

 Mit dem Aufstiegsbonus werden pädagogische Fachkräfte gefördert, die auf 
Grundlage einer Zusatzqualifikation eine besondere Tätigkeit in 
Kinderbetreuungseinrichtungen in definierten Feldern ausüben. Die dem Bonus 
vorausgehende Zusatzqualifikation hat, sofern vorhanden, den definierten 
Qualifizierungsstandards des jeweiligen Bundeslandes zu entsprechen.

 
3. Wer sind die Teilnehmenden am Programm? 

 Teilnehmen können Personen, die – den jeweiligen Landesregelungen entsprechend – 
in die Ausbildung zur Erzieherin bzw. zum Erzieher an Fachschulen bzw. 
Fachakademien aufgenommen werden können und in einer geförderten 
Kinderbetreuungseinrichtung sozialversicherungspflichtig beschäftigt werden.

 Die Förderung im Modul 1 Praxisanleitung bezieht sich auf pädagogische Fachkräfte in 
Einrichtungen, die Personen in der praxisintegrierten Ausbildung anleiten sollen, aber 
noch keine Zusatzqualifizierung dazu absolviert haben. An Modul 2 können 
pädagogische Fachkräfte teilnehmen, welche für die Anleitung von Personen in 
berufsbegleitender bzw. praxisintegrierter Ausbildung mindestens zwei Stunden die 
Woche freigestellt werden.

 Am Aufstiegsbonus können pädagogische Fachkräfte teilnehmen, welche eine nach 
den jeweiligen Ländervorgaben spezifische Zusatzqualifikation absolviert haben, bei 
Anwendung des TVöD mindestens in Entgeltgruppe S8a bzw. bei Anwendung anderer 
Tarifwerke bzw. Entgeltvereinbarungen mindestens analog TVöD S8a eingruppiert sind 
und mit Gewährung des Aufstiegsbonus in besonderen Tätigkeiten in einer geförderten 
Kindertageseinrichtung eingesetzt werden.
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4. Wer ist Antragsteller (Zuwendungsempfänger)? 

Antragsberechtigt sind juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts mit Sitz in 
Deutschland (Zuwendungsnehmer) als Träger von öffentlich geförderten 
Kinderbetreuungseinrichtungen. 

 
5. Wie hoch ist die Förderung? 

Praxisintegrierte Ausbildung 

Die Höhe des pauschalen Zuschusses an der Ausbildungsvergütung richtet sich nach 
TVAöD, besonderer Teil Pflege. Die Förderung erfolgt in den einzelnen Ausbildungsjahren 
degressiv und orientiert sich im 1. Jahr an 100 %, im 2. Jahr an 70 % sowie im 3. Jahr an  
30 % der zugrundeliegenden Vergütung im TVAöD inklusive der Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung. 

Daraus ergeben sich folgende pauschalen Zuschüsse (pro Monat und auszubildender 
Person): 

1. Jahr = 1.450 € 

2. Jahr = 1.130 € 

3. Jahr = 540 € 
 

Praxisanleitung 

Modul 1: Anleitungsqualifizierung 

 Qualifizierungen zur Praxisanleitung werden mit einem Betrag von bis zu 1.000 € (pro 
Person) bezuschusst. Die Förderung der Qualifizierung erfolgt innerhalb des 
Bundesprogramms ausschließlich in den Jahren 2019 und 2020. 

Modul 2: Ressourcen für Anleitung 

 Es wird pro anzuleitender Fachschülerin bzw. anzuleitendem Fachschüler ein 
Pauschalbetrag in Höhe von 25 € pro Stunde bezuschusst, wobei die Anleitung 
mindestens im Umfang von durchschnittlich zwei Anleitungsstunden pro Woche 
erfolgen sollte. Die Förderung der Freistellung im Jahr 2022 steht unter dem Vorbehalt 
verfügbarer Haushaltsmittel.

 
Aufstiegsbonus 

 Der Aufstiegsbonus wird bei einer Höhergruppierung der pädagogischen Fachkraft in 
Höhe des Unterschiedsbetrags von der bisherigen Eingruppierung zu der neuen 
Eingruppierung bzw. bei einer Zulage (im Sinne der vorübergehenden Ausübung einer 
höherwertigen Tätigkeit) in Höhe der Zulage, jedoch maximal mit 300 € pro Monat 
und Person, gewährt.
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6. Wie sind die Fachschülerinnen und Fachschüler auf den 
Fachkräfteschlüssel anzurechnen? 

Eine Anrechnung auf den Fachkräfteschlüssel kann grundsätzlich mit folgenden Anteilen 
erfolgen: 

1. Jahr = 0 % 

2. Jahr = 30 % 

3. Jahr = 70 % 
 

7. Auswahlverfahren 

Das Förderverfahren ist als zweistufiges Verfahren angelegt: Im ersten Schritt erfolgt das 
Einreichen von Interessenbekundungen im Rahmen eines Interessenbekundungsverfahrens. 
Die Kriterien zur Auswahl derjenigen Träger, die zur Antragstellung aufgefordert werden, 
werden in Abstimmung mit den Bundesländern festgelegt. Im zweiten Schritt werden die 
ausgewählten Projektträger zur Antragstellung aufgefordert. Die Auswahl wird vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend unter Einbeziehung der Länder 
getroffen. Bei Modul 1 des Praxisbonus: Qualifizierung zur Praxisanleitung findet kein 
Interessenbekundungsverfahren statt. Hier kann nach Veröffentlichung der Förderrichtlinie 
direkt ein Antrag auf Förderung gestellt werden. 

 
8. Haushaltsvorbehalt 

Die Finanzierung aller drei Programmbereiche (Praxisintegrierte vergütete Ausbildung, 
Praxisanleitung und Perspektiven mit dem Aufstiegsbonus) erfolgt unter Vorbehalt der 
parlamentarischen Haushaltsbeschlüsse. 

 



Schleswig-Holstein 
Der echte Norden SHStf Schleswig-Holstein

Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Medien-Information
Mittwoch, 24. April 2019_______

Berufsbegleitende Ausbildung zur Erzieherin und zum Erzieher / Bildungsministerin 
Karin Prien: „Das PiA-Modell ist ein Durchbruch in diesem Berufssektor“

KIEL. „Die berufsbegleitende Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern ist ein Durch­
bruch für diese Berufsausbildung. Es wird Zeit, dass diese Möglichkeit schnell noch be­
kannter wird“, sagte heute (24. April) Bildungsministerin Karin Prien. Junge Menschen, die 
Erzieherin oder Erzieher werden wollten, könnten sich jetzt praxisnah und mit eigenen Be­
zügen schon in der Ausbildungszeit weiterbilden, erläuterte die Ministerin. Im so genannte 
„PiA-Modell“ (praxisintegrierte Ausbildung) an Fachschulen hätten Schülerinnen und Schü­
ler eine Teilzeit-Anstellung bei einem Träger einer sozialpädagogischen Einrichtung, und 
zwischen Träger und Schule gebe es eine Abstimmung über die Organisation dieser Wei­
terbildung. „Berufliche Tätigkeit und Praxis finden sehr eng verzahnt statt - das ist ein ge­
wichtiges Pfund dieses besonderen Ausbildungsweges“, betonte die Bildungsministerin. 
„Wir wollen damit in einer gemeinsamen Anstrengung von Land, Trägern und Kommunen 
die Attraktivität der sozialen Berufe steigern“, sagte Prien.

Die Erzieherausbildung im Land findet in dieser Form schon in Berufsbildungszentrum 
(BBZ) Schleswig sowie im Regionalen Berufsbildungszentrum (RBZ) in Mölln statt. Zum 
Schuljahr 2019/20 bereiten die RBZ Segeberg am Standort Norderstedt und Rendsburg- 
Eckernförde ein solches Angebot vor, Vorplanungen dazu gibt es auch an den Beruflichen 
Schulen in Bad Oldesloe. Auch der Städteverband interessiere sich für das PIA-Modell, 
weil in mehreren Städten Schleswig-Flolstein Interesse bestehe, dieses Modell umzuset­
zen. „PIA ist eine große Chance, den Herausforderungen des Fachkräftebedarfs in diesem 
Bereich zu begegnen. Ich hoffe sehr, dass diese Erkenntnis schnell reift und die entspre­
chenden Kooperationen mit den Fachschulen wie Pilze aus dem Boden schießen. Der 
Boden dafür ist an allen Fachschulen des Landes bereitet“, sagte Bildungsministerin Prien. 
Zudem habe das Ministerium eine Handreichung erstellt, in der alle Fragen zu PiA beant­
wortet werden.

Anlage:
„Handreichung zum Ausbildungsgang zur Erzieherin/zum Erzieher in der praxisintegrierten 
Form (PiA) an der Fachschule für Sozialpädagogik"

Verantwortlich für diesen Pressetext: Thomas Schunck | Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur | Brunswiker Str. 16-22, 
24105 Kiel | Telefon 0431 988-5805 | E-Mail: pressestelle@bimi.landsh.de | Das Ministerium finden Sie im Internet unter
www.schleswiq-holstein.de/mbwk
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1. Einordnung der Erzieherinnen- und Erzieherausbildung
1.1 Rahmenvereinbarungen Erzieherinnen- und Erzieherausbildung der KMK

Die Regelungskompetenz für die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern liegt bei 
den Ländern. Dabei zählt der Beruf der Erzieherin/des Erziehers zu den sogenannten 
reglementierten Berufen. Ein Beruf ist dann reglementiert, wenn der Berufszugang und 
die Berufsausübung durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den Nachweis einer 
bestimmten Qualifikation gebunden oder die Berufsbezeichnung gesetzlich geschützt 
ist. Zur Ausübung des Berufes ist eine staatliche Anerkennung erforderlich. Auf der 
Ebene der Kultusministerkonferenz haben sich die Länder auf Rahmenbedingungen für 
die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern verständigt. Diese sind in der Rah­
menvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
07.11.2002 i.d.F. vom 18.02.2018) niedergelegt

Erfüllt die Erzieherinnen- und Erzieherausbildung eines Landes diese Rahmenvorga­
ben, wird der Abschluss von allen Ländern anerkannt. Erfüllt die Ausbildung eines Bun­
deslandes diese Bedingungen nicht, ist es unter Umständen nicht möglich, mit diesem 
Berufsabschluss in einem anderen Bundesland zu arbeiten.
Fachlich-inhaltlich konkretisiert das kompetenzorientierte Qualifikationsprofil für die 
Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern an Fachschulen bzw. Fachakademien 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 01.12.2011) die Rahmenvereinbarung 
über Fachschulen. Das kompetenzorientierte Qualifikationsprofil beschreibt sechs zent­
rale pädagogische Handlungsfelder für die Arbeit von Erzieherinnen und Erziehern und 
leitet für jedes Handlungsfeld Kompetenzen ab, über die eine Erzieherin/ein Erzieher 
am Ende der Ausbildung verfügt. Bezüglich der Beschreibung der Kompetenzen nutzt 
das kompetenzorientierte Qualifikationsprofil die Sprache und die Struktur des deut­
schen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen (DQR), um eine Zuordnung der 
Ausbildung zu einem Niveau zu gewährleisten, was wiederum anderen Staaten die Be­
wertung des beruflichen Abschlusses erleichtert.

1.2 Deutscher Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR)

Der DQR dient dazu, die im deutschen Bildungssystem erworbenen und angebotenen 
Qualifikationen in Relation zu den acht Niveaustufen des Europäischen Qualifikations­
rahmens zu setzen. Darüber hinaus kann der DQR auch innerhalb Deutschlands einen 
wichtigen Beitrag zu mehr Transparenz und Vergleichbarkeit von unterschiedlichen Bil­
dungsabschlüssen leisten. Die Anerkennung von Qualifikationen und Lernergebnissen 
über die Grenzen der eigenen Bildungsbereiche hinweg eröffnen Chancen für mehr 
Durchlässigkeit u. a. zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung. Der DQR hat 
keine Gesetzeskraft. Die Zuordnung von Kompetenzen und Qualifikationen zu den acht 
Niveaus des Deutschen Qualifikationsrahmens heben nicht das bestehende System der 
Zugangsberechtigungen auf, d. h. das Erreichen eines bestimmten Niveaus des Deut­
schen Qualifikationsrahmens berechtigt nicht zum Zugang in Bildungsgänge, die Quali­
fikationen im nächst höheren Niveau vermitteln.
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Der DQR umfasst acht Niveaustufen. Die Qualifikationen werden diffe­
renziert nach Wissen, Fertigkeiten und der damit verbundenen Sozialkompetenz und 
Selbständigkeit. Jede Niveaustufe ist auf verschiedenen Bildungswegen erreichbar. So 
stehen beispielsweise die Absolventinnen und Absolventen der Fachschule {z. B. Meis­
ter oder Techniker) mit dem Bachelor auf der gleichen Niveaustufe.

Fachschulausbildungen, also berufliche Weiterbildungen, wurden der Niveaustufe 6 
zugeordnet. Eine Unterscheidung von unterschiedlichen Fachschulausbildungen wird 
nicht vorgenommen. Damit ist die Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher auf Niveau 6 
verortet.

1.3 Landesrechtliche Vorgaben für die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern.

Die Rahmenvereinbarung über Fachschulen und das kompetenzorientierte Qualifikati­
onsprofil sowie der gemeinsame Orientierungsrahmen „Bildung und Erziehung in der 
Kindheit" (Weiterentwicklung der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Erzieherinnen und 
Erziehern - Gemeinsamer Orientierungsrahmen „Bildung und Erziehung in der Kindheit“
- (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 16.09.2010, Beschluss der Jugend- und 
Familienministerkonferenz vom 14.12.2010) werden durch folgende landesrechtliche 
Vorgaben konkretisiert:

• Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (Schulgesetz - SchuIG) vom 24. Januar 
2007 (GVOBI. 2007,39, ber. S. 276, zuletzt geändert 12.12.2018, GVÖBI. S. 896)

• Landesverordnung über die Fachschule (Fachschulverordnung - FSVO) vom 20. 
Juli 2017 (NBI. MBWK. Schl.-H. S. 219),

• Landesverordnung über die Abschlussprüfung an berufsbildenden Schulen (Prü­
fungsverordnung berufsbildende Schulen - BS-PrüVO) vom 20. Juli 2017 (NBI. 
MBWK. Schl.-H. S. 237),

• Lehrplan für die Fachschule, Fachrichtung Sozialpädagogik, vom August 2013,
• Stundentafel und Stundentafelerlass für die Ausbildung zur Erzieherin/zum Er­

zieher vom 1. August 2013,
• Handreichung zum Ausbildungsgang zur Erzieherin/zum Erzieher an der Fach­

schule Fachrichtung Sozialpädagogik vom Dezember 2017.

2. Organisatorische Rahmenbedingungen

2.1 Allgemeines
Die praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher an der Fachschule für So­
zialpädagogik erstreckt sich über drei Jahre und gliedert sich in theoretische und prakti­
sche Ausbildungsanteile.
In der praxisintegrierten Ausbildung werden fachtheoretische und fachpraktische Aus­
bildungszeiten zeitlich so verzahnt, dass der Umfang von mindestens 2.600 Stunden 
fachtheoretischer Ausbildung gemäß Stundentafel erst im dritten Jahr erreicht wird.

Die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannte Erzieherin/ 
Staatlich anerkannter Erzieher“ wird mit Bestehen der Prüfung erworben.
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Die theoretische Ausbildung findet über die Gesamtausbildungsdauer 
von drei Jahren im Umfang von durchschnittlich 20 Wochenstunden pro Schuljahr an 
der Fachschule für Sozialpädagogik statt. Dies entspricht in der Regel drei Unterrichts­
tagen pro Woche. Die Organisation von Theorie und Praxis ist auch in unterschiedli­
chen Blockmodellen möglich (siehe 2.6. und Anlage 1).

Die praktische Ausbildung umfasst laut Stundentafel mindestens 1.320 Stunden über 
die gesamte Ausbildungsdauer.

Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher liegt bei der 
ausbildehden Schule.
Während der gesamten Ausbildungsdauer werden die Schülerinnen und Schüler wäh­
rend der Praxisphasen durch eine Lehrkraft der Fachschule für Sozialpädagogik be­
treut.
Die wesentlichen Punkte der Zusammenarbeit von Schule und Träger werden in einer 
Kooperationsvereinbarung geregelt.

Die Schülerinnen und Schüler schließen einen Arbeitsvertrag mit dem Träger einer Ein­
richtung der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII ab. Die Gestaltung der Arbeits­
verträge obiiegt den Trägern. Ein Muster-Arbeitsvertrag findet sich im Anhang.

2.2 Hinweise zur Kooperationsvereinbarung

Die praxisintegrierte Ausbildungsform sieht eine Kooperation der Fachschule mit den an 
der Ausbildung beteiligten Ausbildungsstätten vor. Die Zusammenarbeit soll auf einer 
schriftlichen Vereinbarung fußen.

Die Kooperationsvereinbarung wird zwischen den beteiligten Personen bzw. Vertretern 
der Institutionen geschlossen. Die Kooperation eines Trägers wird mit einem Regiona­
len Bildungszentrum geschlossen oder mit dem Schulträger einer Beruflichen Schule. 
Inhalte können, neben orts-, regional- und einrichtungsspezifischen Gegebenheiten, 
sein:

• Die Einverständniserklärung der Einrichtung, die Schülerin / den Schüler wäh­
rend der Praxiszeiten in einem weiteren Arbeitsfeld gern. § 2 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 2 
FSVO und für die schulischen Veranstaltungen freizustellen und damit die Teil­
nahme zu ermöglichen.

• Die gegenseitige Versicherung, dass die Einrichtung und die Fachschule im Hin­
blick auf das Erreichen des Ausbildungszieles kooperieren, vor allem durch Er­
möglichung gegenseitiger Besuche zur Theorie-Praxis-Verzahnung und zur Re­
flexion der Berufserfahrungen und der Lernprozesse der Schülerin /des Schülers.

• Die Zusicherung der Einrichtung, eine Praxisanleiterin / einen Praxisanleiter zu 
benennen, die/der über eine hinreichende Qualifikation mindestens auf Niveau 
einer abgeschlossenen Erzieherausbiidung und Berufserfahrung (Art und Um­
fang der geforderten Berufserfahrung können von den Kooperationspartnern 
vereinbart werden) verfügt.
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• Im Einzelfall die Erklärung der Einrichtung zu den Versetzungs­
und Prüfungskonferenzen eine Beurteilung der fachlichen Leistungen der Schü­
lerin / des Schülers anzufertigen und der Schule zur Notenfindung zuzuleiten.

• Der Hinweis auf die Möglichkeit, dass Fachkräfte der Einrichtung an mündlichen 
Prüfungen als Gäste teilnehmen können.

Ein Muster einer möglichen Kooperationsvereinbarung findet sich in Anlage 3.

2.3 Rechtsstellung der Schülerinnen und Schüler
Für die gesamte Dauer der Ausbildung gilt das Fachschulverhältnis, da die Ausbildung 
mindestens 2.600 Stunden fachtheoretische Ausbildung und mindestens 1.320 Stunden 
fachpraktische Ausbildung umfasst. Das bedeutet, dass die Gesamtverantwortung so­
wohl für den fachtheoretischen Ausbildungsteil als auch für den fachpraktischen Ausbil­
dungsteil bei der Fachschule liegt.
Es wird kein Ausbildungsverhältnis nach Berufsbildungsgesetz begründet. Die Ausbil­
dung zu Erzieherinnen und Erziehern liegt im Zuständigkeitsbereich des Schleswig- 
Holsteinischen Schulgesetzes und den entsprechenden Ordnungsmitteln

2.4 Probezeit
Die Probezeit beträgt sechs Monate, sofern zwischen Träger und Schülerin und Schüler 
keine andere Zeitspanne vereinbart wird.
Wird die Ausbildung während der Probezeit unterbrochen, so verlängert sich die Probe­
zeit um den Zeitraum der Unterbrechung.

2.5 Aufnahmevoraussetzungen
Die Regelungen des § 3 der Landesverordnung über die Fachschule (FSVO) gelten 
uneingeschränkt auch für die praxisintegrierte Ausbildung.

Schulische Aufnahmevoraussetzung ist der Mittlere Schulabschluss oder ein diesem 
gleichwertiger Schulabschluss.

Wurde der schulische Abschluss im Ausland erworben, ist der Nachweis deutscher 
Sprachkenntnisse auf dem Niveau B2 nach dem „Gemeinsamen Europäischen Refe­
renzrahmen: Lernen, lehren, beurteilen“1 vorzulegen.

Berufliche Aufnahmevoraussetzungen sind
• der Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf sowie der Abschluss der 

Berufsschule (soweit eine Pflicht zum Berufsschulbesuch bestand) oder
• der Abschluss einer nach Bundes- oder Landesrecht vergleichbar geregelten 

Ausbildung oder eine einschlägige Berufstätigkeit von drei Jahren.

In begründeten Fällen kann auch zugelassen werden, wer die Fachhochschulreife oder 
allgemeine Hochschulreife erworben sowie ein einjähriges einschlägiges Praktikum o- 
der eine einjährige einschlägige Berufstätigkeit absolviert hat.

Außerdem muss der Nachweis der beruflichen Eignung durch ein erweitertes Füh­
rungszeugnis geführt werden..

1 Der Gemeinsame Europäische Referenzrahmen für Sprachen ist einsehbar im Internet unter
www.aoethe.de/z/50/commeuro/deindex.htm

http://www.aoethe.de/z/50/commeuro/deindex.htm
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Es muss im Übrigen die Einverständniserklärung der Schülerin/des 
Schülers vorliegen, dass sich die Einrichtung und die Fachschule über ihre/seine Be­
rufserfahrungen und Lernprozesse austauschen dürfen und sich im Falle einer Beendi­
gung des Beschäftigungsverhältnisses oder der Fachschulausbildung gegenseitig in­
formieren.

Durch die enge Abstimmung zwischen der Fachschule und dem Träger/den Trägern 
wird sichergestellt, dass vor Abschluss des Arbeitsvertrages die rechtlichen und organi­
satorischen Voraussetzungen zur Aufnahme in den praxisintegrierten Fachschulbil­
dungsgang vorliegen. Die Entscheidung über die Einstellung obliegt dem Träger, die 
Entscheidung über die Aufnahme in die Fachschule trifft die Schule. Eine praxisinte­
grierte Weiterbildung zur Erzieherin oder zum Erzieher kann nur aufnehmen, wer die 
Zugangsvoraussetzungen der Fachschule der Fachrichtung Sozialpädagogik erfüllt und 
einen entsprechenden Vertrag mit einem geeigneten Träger einer Einrichtung der Kin­
der- und Jugendhilfe abgeschlossen hat.

2.6 Organisationsform / Praxiszeiten
Nach den Vorgaben der FSVO ist die Organisationsform der Fachschulausbildung frei 
wählbar, d. h. verschiedene Formen der Verzahnung der Theorie und Praxisphasen 
sind möglich.
Die in Anlage 1 angeführten beigefügten Beispiele sind eine Orientierungshilfe für die 
Gestaltung einer praxisintegrierten Ausbildung unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Vorgaben. Insbesondere wird aus der Darstellung deutlich, wie der Umfang der fach­
theoretischen und fachpraktischen Ausbiidungsanteile auf die einzelnen Schulhalbjahre 
verteilt werden kann.
Um den Umfang des fachtheoretischen Unterrichts im letzten Ausbildungshaibjahr trotz 
der üblichen Prüfungstermine ca. 6 Wochen vor den Sommerferien sicherzustellen, bie­
tet es sich an, die fachtheoretische Ausbildung im letzten Schulhaibjahr in Form von 
Blockwochen zu organisieren.

2.7 Aspekte der generalistischen Ausbildung

Die fachpraktische Ausbildung wird in der Regel zusammenhängend in einem sozialpä­
dagogischen Arbeitsfeld realisiert werden. Entsprechend den Vorgaben des KMK- 
Beschlusses zum kompetenzorientierten Qualifikationsprofil ist Praxiserfahrung in min­
destens zwei Arbeitsfeldern des SGB VIII verpflichtend. Dieser Anspruch kann bei der 
fachpraktischen Ausbildung im ersten oder zweiten Ausbildungsjahr, bevorzugt ab dem 
zweiten Halbjahr erfüllt werden. Das Vertragsverhältnis des Schülers/der Schülerin mit 
dem Träger besteht während der Praxiszeit in dem anderen Arbeitsfeld fort, die Vergü­
tung wird weiter gezahlt, auch wenn die Schülerin/der Schüler der Einrichtung nicht zur 
Verfügung steht.

2.8 Ausbildungsvergütung

Der Träger zahlt der Schülerin/dem Schüler eine Ausbildungsvergütung.

Diese orientiert sich an dem Tarifvertrag für Auszubildende des Öffentlichen Dienstes 
(TVAöD) Pflege- besonderer Teil in der jeweils geltenden Fassung bzw. dem Tarifver­
trag des Trägers der Einrichtung. Es besteht Sozialversicherungspflicht.
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Die Sozialpartner haben sich in den Tarifverhandlungen im Jahr 2018 
darauf geeinigt, Schülerinnen und Schüler in der Fachschule für Sozialpädagogik und 
der Fachschule für Heilerziehungspflege nach dem PtA-Modell (Praxisintegrierte Aus­
bildung) in die Tarifverträge aufzunehmen und ihre Ausbildungsvergütung verbindlich zu 
regeln. Bisher waren sie von den Tarifverträgen ausgeschlossen und erhielten keine 
einheitliche Ausbildungsvergütung. Mit dem Tarifabschluss 2018 werden sie in den „Ta­
rifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes - Besonderer Teil - Pflege" einbe­
zogen. Das ist der Tarifvertrag, der die Ausbildungsverhältnisse im Pflegebereich tarif­
lich regelt. Daraus ergibt sich für die betroffenen Schülerinnen und Schüler ein tarifver­
traglicher Anspruch auf eine Ausbildungsvergütung. Falls ein Träger einem anderen 
Tarifvertrag unterliegt, gelten dessen Regelungen.

Schülerinnen und Schüler der Fachschule der Fachrichtung Sozialpädagogik in der pra­
xisintegrierten Ausbildungsform haben einen separaten Arbeitsvertrag und somit einen 
tariflichen Anspruch auf die vereinbarte Ausbildungsvergütung.

Die Schülerinnen und Schüler sind sozialversicherungspflichtig gemäß der Regelungen 
der einschlägigen Sozialgesetzbücher zu beschäftigen.

Ansprüche aus dem Ausbildungsverhäitnis sind innerhalb von drei Monaten nach Fäl­
ligkeit geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht 
wurden, sind ausgeschlossen.

2.9 Kündigung
Eine Kündigung ist möglich unter Berücksichtigung der Vorschriften der §§ 622 und 626 
BGB.
Bei Beendigung des Arbeitsvertrags mit dem Einrichtungsträger bleibt das Schulver­
hältnis mit der Fachschule bestehen. Die Aufnahmeentscheidung an die Fachschule 
bleibt als Verwaltungsakt wirksam, solange und soweit sie nicht aufgehoben wird (vgl.
§ 112 Abs. 2 Landesverwaltungsgesetz - LVwG) oder durch Zeitablauf oder auf andere 
Weise erledigt ist
Wenn die Schülerin/der Schüler binnen angemessener Frist einen Ausbildungsvertrag 
mit einem anderen Ausbildungsträger schließt, wird ihr/ihm die Fortführung der Ausbil­
dung in der praxisintegrierten Form an der Schule ermöglicht. Falls kein neuer Ausbil­
dungsvertrag nachgewiesen wird, soll die Schule einen Wechsel in eine andere Ausbil­
dungsform ermöglichen.

2.10 Anrechnung als Fachkraft
Während des dritten Jahres der Ausbildung können die Schülerinnen und Schüler ge­
mäß § 7 Absatz 3 FSVO als "Sozialpädagogische Assistentin/Sozialpädagogischer As­
sistent" auf den Stellenschlüssel der Ausbildungseinrichtung angerechnet werden.

2.11 Versetzung / Wiederholung bei Nichtbestehen
Am Ende eines jeden Schuljahres erhalten die Schülerinnen und Schüler ein Verset­
zungszeugnis bzw. ein Zeugnis über die Nichtversetzung bzw. nach dem 3. Schuljahr 
ein Abschluss- bzw. Abgangszeugnis.
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Ist bei Nichtversetzung einer Schülerin/eines Schülers eine Wiederho­
lung in einer Klasse der praxisintegrierten Ausbildung nicht möglich, etwa, weil diese 
nicht am RBZ bzw. der BS geführt wird, so ist der Schülerin/dem Schüler ein Wechsel in 
eine entsprechende Klasse des Bildungsganges anderer Organisationsformen zu er­
möglichen. Dieser Wechsel erfordert ggf. eine Auflösung des Ausbildungs- 
/Arbeitsvertrages zwischen dem Träger und der Schülerin bzw. dem Schüler.

Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal wiederholt werden, sofern nicht die maxi­
mal mögliche Schulbesuchsdauer überschritten würde. In letzterem Fall ist die Schüle­
rin/der Schüler aus der Fachschule zu entlassen. Dies bedingt ggf. eine Auflösung des 
Ausbildungs-/Arbeitsvertrages zwischen dem Träger und der Schülerin oder dem Schü­
ler. Der Wiederholung hat gern. § 12 Absatz 1 BS-PrüVO ein weiteres Schulbesuchs­
jahr vorauszugehen.

ist eine Wiederholung der Oberstufe der praxisintegrierten Ausbildung nicht möglich, 
etwa, weil diese nicht am RBZ bzw. der BS geführt wird, so ist der Schülerin/ dem 
Schüler ein Wechsel in eine entsprechende Klasse des Bildungsganges anderer Orga­
nisationsformen zu ermöglichen.
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Anlagen
Anlage 1:
Beispiele möglicher Organisationsformen

Beispiel 1:
Modell mit steigenden Praxiszeiten im Verlauf der Ausbildung und verstärkten Theorie­
zeiten zu Beginn der Ausbildung

Organisationsform

1.1
|

1.2 2.1 2.2 3.1
________

3.2
—

Theorie: 4 Ta­
ge a 9 Std

Theorie: 4 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 3 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 2 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 2 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 1 Tag 
a 6 Std

Praxis: 1 Tag Praxis: 1 Tag Praxis: 2 Tage Praxis: 3 Tage Praxis: 3 Tage Praxis: 4 Tage

Fachtheoretische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

20 Wo x 4 Tg 
x 9 Std

20 Wo x 4 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 1 Tg 
x 6 Std

720 Stunden 640 Stunden 480 Stunden 320 Stunden 320 Stunden 120 Stunden*

1.360 Stunden 800 Stunden 440 Stunden
___________ :_______________—

Gesamtvolumen der fachtheoretischen Ausbildung: 2.600 Unterrichtsstunden
* Unterricht kann auch in Form von Blockwochen erteilt werden.
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.

Fachpraktische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

20 Wo x 1 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 1 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 4 Tg 
x 8 Std

160 Stunden 160 Stunden 320 Stunden 480 Stunden 480 Stunden 640 Stunden

320 Stunden 800 Stunden 1.120 Stunden

Gesamtvolumen der fachpraktischen Ausbildung: 2.240 Stunden zuzüglich Arbeits­
zeiten in den Ferien

Umfang der von Lehrkräften betreuten fachpraktischen Ausbildung: 1.320 Stunden

Beispiel 2:
Modell mit relativ gleichmäßiger Verteilung der Ausbildungszeiten für Theorie und Pra­
xis im Verlauf der Ausbildung

Organisationsform

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

Theorie: 3 Ta­
ge a 8 Std

■
Theorie: 3 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 3 Ta­
ge a 9 Std

Theorie: 2 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 2 Ta­
ge a 8 Std

Theorie: 2 Ta­
ge a 8 Std

Praxis: 2 Tage Praxis: 2 Tage Praxis: 2 Tage Praxis: 2,5 
Tage

Praxis: 2,5 
Tage

Praxis: 2,5 
Tage
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•
Fachtheoretische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

20 Wo x 3 Tg 
x 9 Std

20 Wo x 3 Tg 
x8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 9 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x9 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 9 Std

540 Stunden 540 Stunden 540 Stunden 320 Stunden 360 Stunden 360 Stunden

1080 Stunden 860 Stunden 720 Stunden

Gesamtvolumen der fachtheoretischen Ausbildung: 2.660 Unterrichtsstunden

Fachpraktische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2,5
Tg x 8 Std

20 Wo x 2,5
Tg x 8 Std

20 Wo x 2,5
Tg x 8 Std

320 Stunden 320 Stunden 320 Stunden 400 Stunden
' •______

400 Stunden 400 Stunden

640 Stunden 720 Stunden 800 Stunden

Gesamtvolumen der fachpraktischen Ausbildung: 2160 Stunden

Umfang der von Lehrkräften betreuten fachpraktischen Ausbildung: 1.320 Stun­
den
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Beispiel 3:

Modell mit Blockung zu Beginn und der Integration von Theorie und Praxis im zweiten 
und dritten Ausbildungsjahr

Organisationsform

1.1 ■ 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

Theorie: 5 Ta­
ge

Theorie: 5 Ta­
ge

Theorie: 2 
Tage a 8 Std

Theorie: 2 
Tage a 8 Std

Theorie: 2 
Tage a 8 Std

Theorie: 2 
Tage a 8 Std

Praxis: Block­
praktikum 4 
Wochen

Praxis: Block­
praktikum 4 
Wochen

Praxis: 3 Ta­
ge

Praxis: 3 Ta­
ge

Praxis: 3 Ta­
ge

Praxis: 3 Ta­
ge

Fachtheoretische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

16 Wo x 5 Tg 
x 8 Std

16 Wo x 5 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 9 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 2 Tg 
x 8 Std

640 Stunden 640 Stunden 360, Stunden 320 Stunden 320 Stunden* 320 Stunden*

1280 Stunden 680 Stunden 640 Stunden

Gesamtvolumen der fachtheoretischen Ausbildung: 2.600 Unterrichtsstunden

* Unterricht kann auch in Form von Blockwochen erteilt werden.
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Fachpraktische Ausbildung

1.1 1.2 2.1 2.2 3.1 3.2

4 Wo x 5 Tg x 
8 Std

4 Wo x 5 Tg x 
8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x8 Std

20 Wo x 3 Tg 
x 8 Std

160 Stunden 160 Stunden 480 Stunden 480 Stunden 480 Stunden 480 Stunden

320 Stunden 960 Stunden 960 Stunden

Gesamtvolumen der fachpraktischen Ausbildung: 2.240 Stunden

Umfang der von Lehrkräften betreuten fachpraktischen Ausbildung: 1.320 Stun­
den



Anlage 2
Muster für Arbeitsverträge im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zur Er­
zieherin/zum Erzieher

Zwischen

vertreten durch....... ................................................... ...............................................
(im Folgenden: Träger der Ausbildung) und

Frau/Herrn........... .................... ........................................................... .....................
wohnhaft in............................................................................ .......................................

geb. am:......................................
(im Folgenden: Schüler/in) wird, ggf. vertreten durch den/die Erziehungsberechtigten,

Frau/Herrn..................................................................................................... ..............
wohnhaft in......................................................................................................................
- vorbehaltlich2.................................................. ............................................................

..........................................................................................-folgender

Vertrag geschlossen:

1. Gegenstand des Vertrags, Ausbildungszeit
1.1 Gegenstand des Vertrages ist die Ausbildung zur Erzieherin/ zum Erzieher in der 
praxisintegrierten Form.
1.2 Die Ausbildung dauert insgesamt drei Jahre, wobei die praktische Ausbildung min­
destens 1.320 Stunden umfasst.

Ausbildungszeit
Sie beginnt am ................................................................

und endet am
Bei Nichtbestehen der Prüfung verlängert sich die praktische Ausbildung um ein Jahr, 
wenn dies von beiden Vertragspartnern gewünscht wird.

1.3. Probezeit
Die Probezeit beträgt sechs Monate.

2 Ausfüllen, wenn die Wirksamkeit des Vertrages z.B. von dem Ergebnis einer Prüfung 
oder einer ärztlichen Untersuchung abhängig gemacht wird.



Wird die Ausbildung während der Probezeit unterbrochen, so verlängert 
sich die Probezeit um den Zeitraum der Unterbrechung.

2. Rechtliche Grundlagen
Das Ausbildungsverhältnis bestimmt sich nach den gültigen Verordnungen und Erlas­
sen des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur über die Ausbildung und 
Prüfung an der Fachschule der Fachrichtung Sozialpädagogik: der Landesverordnung 
über die Fachschule (FSVO), der Landesverordnung über die Abschlussprüfungen an 
berufsbildenden Schulen (BS-PrüVO), dem Lehrplan und der Stundentafel der Fach­
schule Sozialpädagogik und den Handreichungen zu dem Bildungsgang, den jeweiligen 
tarifrechtlichen Regelungen und den Dienst- und Betriebsvereinbarungen des Trägers 
in der jeweils gültigen Fassung.
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3. Stätte der praktischen Ausbildung
Die Ausbildung wird durchgeführt in

Der Träger der praktischen Ausbildung behält sich eine Versetzung an andere Einrich­
tungen vor, soweit dies zur Erreichung des Ausbildungsziels erforderlich ist
Die in den Stundentafeln vorgesehenen betrieblichen Praxiszeiten werden in mindes­
tens zwei einschlägigen Arbeitsfeldern abgeleistet. Sofern das Arbeitsfeld der Stätte der 
praktischen Ausbildung nicht diesem Arbeitsfeld entspricht, werden mindestens 300 
Stunden im Elementarbereich nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 2 Kindertagesstätten­
gesetz durchgeführt. Dies gilt nicht für Schülerinnen und Schüler mit dem Berufsab­
schluss „Sozialpädagogische Assistentin“ oder „Sozialpädagogischer Assistent“.

4. Pflichten des Trägers der praktischen Ausbildung:
Der Träger der praktischen Ausbildung verpflichtet sich,
- dafür zu sorgen, dass der Schülerin/dem Schüler die Kenntnisse, Fertigkeiten und be­
ruflichen Erfahrungen vermittelt werden, die zum Erreichen des Ausbildungsziels erfor­
derlich sind,
- geeignete Ausbilderinnen oder Ausbilder mit der Durchführung der Ausbildung zu be­
auftragen,
- die Schülerin/den Schüler zum Besuch der Schule anzuhalten und freizustellen. Das 
Gleiche gilt, wenn ein Teil der Ausbildung außerhalb der Ausbildungssteile stattfindet,
- der Schülerin/dem Schüler nur Tätigkeiten zu übertragen, die dem Ausbildungszweck 
dienen,
- der Schülerin/dem Schüler die Ausbildungsmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen.

5. Pflichten der Schülerinnen und Schüler
Die Schülerin/der Schüler hat sich zu bemühen, die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruf­
lichen Erfahrungen zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel in der 
vorgesehenen Zeit zu erreichen. Sie/Er verpflichtet sich insbesondere
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- die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Aufgaben sorg­
fältig und gewissenhaft auszuführen,
- am Unterricht der Schule teiizunehmen, vorgesehene Prüfungen abzuiegen und ande­
re für verbindlich erklärte Schulveranstaltungen zu besuchen sowie an sonstigen Aus­
bildungsmaßnahmen und Prüfungen teilzunehmen,
- den Weisungen zu folgen, die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung erteilt werden,

- Ausbildungsmittel und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln,
- über Vorgänge, die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung bekannt werden, Stillschwei­
gen zu wahren und
- bei Fernbleiben von der Ausbildungsstelle oder von sonstigen Veranstaltungen unter 
Angabe der Gründe unverzüglich dem Träger bzw. der Einrichtungsleitung und der die 
Ausbildung verantwortenden Schule Nachricht zu geben und ihm bei Krankheit oder 
Unfall spätestens am dritten Tage eine ärztliche Bescheinigung zuzusenden.

6. Vergütung und sonstige Leistung
Die Vergütung der Schülerin/des Schülers beträgt im

1. Ausbildungsjahr: ..................................
2. Ausbildungsjahr:...... ...........................
3. Ausbildungsjahr:..................................
Die Vergütung wird am Ende des Monats gezahlt. Darüber hinaus gelten.die tariflichen 
Regelungen.
Wird eine besondere Berufsbekleidung vorgeschrieben, so wird sie vom Träger zur Ver­
fügung gestellt.
Der Schülerin/dem Schüler wird die Vergütung auch gezahlt
- für Tätigkeiten, die gemäß Nummer 3. Absatz 2 durchgeführt werden,

- für die Zeit der Freistellung für den Schulbesuch,
- für die Zeit, für die sie/er sich für die Ausbildung an der Praxisstelle bereithält, diese 
aber ausfällt,
- gern. § 616 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) für eine verhältnismäßig nicht erhebliche 
Zeit, wenn sie/er infolge eines in ihrer/seiner Person liegenden Grundes ohne ihr/sein 
Verschulden nicht an der Ausbildung teilnehmen kann.

7. Arbeitszeit
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt........... Stunden.
Darüber hinaus gelten die tariflichen Regelungen des Trägers.

Der Auszubildende hat Anspruch auf Urlaub in Höhe von
......... Werk-/Arbeitstagen im Jahre .................... .
......... Werk-/Arbeitstagen im Jahre...................

....... . Werk-/Arbeitstagen im Jahre..................

......... Werk-/Arbeitstagen im Jahre......................

Wahlweise:
Der Auszubildende hat Anspruch auf Urlaub nach den Bestimmungen, die in der prakti­
schen Ausbildungsstätte gelten, bzw. nach den tariflichen Regelungen.
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Der Urlaub ist während der Schulferien zu nehmen.

8. Kündigung
Für eine Kündigung gelten die Regelungen der §§ 622 und 626 BGB, sofern tarifliche 
Regelungen nicht dagegenstehen.

9. Zeugnis
Der Träger der praktischen Ausbildung stellt der Schülerin/dem Schüler bei Beendigung 
des Ausbildungsverhäitnisses ein Zeugnis aus. Es muss Angaben enthalten über Art, 
Dauer und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
beruflichen Erfahrungen der Schülerin/dem Schüler, auf Verlangen der Schülerin/des 
Schülers auch Angaben über Führung und Leistung.

10. Ansprüche
Ansprüche aus dem Ausbitdungsverhältnis sind innerhalb von drei Monaten nach Fäl­
ligkeit geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht 
wurden, sind ausgeschlossen.

11. Nebenabreden
Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.

Vorstehender Vertrag ist in drei gleichlautenden Ausfertigungen ausgestellt und von den 
Vertragsschließenden eigenhändig unterschrieben.

(Ort, Datum)

Träger der praktischen Ausbildung Schülerin/Schüler

Stempel und Unterschrift Unterschrift

Unterschriften der gesetzlichen Vertreter 

der Schülerin/des Schülers
Gesehen und einverstanden: 

Schule

Stempel und Unterschrift
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Anlage 3 

Muster einer

Kooperationsvereinbarung

über die Durchführung der praktischen Ausbildung gemäß der Landesverordnung über die 

Fachschule (FSVO), der Landesverordnung über die Abschlussprüfung an berufsbildenden Schu­

len (BS-PrüVO), der Stundentafel und den Handreichungen zu der Ausbildung von Erzieherinnen 

und Erziehern in den jeweils geltenden Fassungen.

zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung

- im Folgenden "Träger" genannt- 

und der/dem

(Bezeichnung des Schulträgers),
vertreten durch ........................................................... (Schule, vertretungsberechtigte Person)

bzw. dem
Regionalen Bildungszentrum des Kreises XX bzw. der kreisfreien Stadt XX 
vertreten durch.............................................. ...........(vertretungsberechtigte Person)

- im Folgenden "Schule" genannt -

wird folgende Vereinbarung geschlossen:

Vorwort
Die praxisintegrierte Form der Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher setzt eine vertrauensvolle und 

kooperative Zusammenarbeit zwischen der Fachschule für Sozialpädagogik und den Einrichtungen sowie 
deren Trägern voraus. Sowohl die intensive Vernetzung als auch die permanenten Rückkopplungspro­
zesse zwischen der fachschulischen und fachpraktischen Ausbildung eröffnen allen Beteiligten neue 

Möglichkeiten und Chancen unter Wahrung der Qualitätsstandards.
Deshalb wurden folgende Vereinbarungen für die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern getrof­

fen:

§1
Gegenstand der Vereinbarung
Die Schule und der Träger der praktischen Ausbildung bilden Erzieherinnen und Erzieher nach Maßgabe 

der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 
i.d.F. vom 15.02.2018) und des gemeinsamen Orientierungsrahmens "Bildung und Erziehung in der 
Kindheit", Weiterentwicklung der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Erzieherinnen und Erziehern (Be­
schluss der Kultusministerkonferenz vom 16.09.2010, Beschluss der Jugend- und Familienministerkonfe-
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renz vom 14.12.2010) aus. Mit nachstehenden Regelungen schließen die Partner eine 

Vereinbarung über die Durchführung der praktischen Ausbildung.

§2
Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern / Aufnahme der Schülerinnen und Schüler
(1) Die Ausbildung erfolgt nach Maßgabe der Landesverordnung über die Fachschule (FSVO), der Lan­
desverordnung über die Abschlussprüfung an berufsbildenden Schulen (BS-PrüVO), der Stundentafel 
und den Handreichungen zu der Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern in den jeweils gültigen 
Fassungen. Sie ist gegliedert in fachtheoretischen und fachpraktischen Unterricht an der Fachschule für 
Sozialpädagogik sowie in eine praktische Ausbildung in der ausbildenden Einrichtung des Trägers der 

praktischen Ausbildung und bei weiteren Praktikumsstellen.
(2) Die Vollzeitausbildung dauert drei Jahre. Wird der Schüier/die Schülerin in einem Schuljahr nicht 

versetzt, verlängert sich die Ausbildung entsprechend.
(3) Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung trägt die Fachschule für Sozialpädagogik. Zum Zwecke 
einer optimierten inhaltlichen und organisatorischen Abstimmung des schulischen Unterrichts mit der 
praktischen Ausbildung stellt die Schule, gemeinsam mit der ausbildenden Praxisstelle, einen Ausbil­
dungsplan auf. Hierbei sind im Einvernehmen mit dem Träger der praktischen Ausbildung insbesondere 
auch die Zeiten der praktischen Ausbildung in der ausbildenden Einrichtung sowie ggfs, in anderen Prak­

tikumsstellen möglichst verbindlich festzulegen.
(4) Die Entscheidung über die Bereitstellung eines Ausbildungsplatzes bei einem Träger kann von einem 
Praktikum vor Beginn der Ausbildung, das in der Regel 4 Wochen dauert, abhängig gemacht werden. Der 
Träger trifft somit eine selbstständige Entscheidung darüber, wen er im Rahmen der praxisintegrierten 

Ausbildung aufnehmen möchte und stellt der Bewerberin/dem Bewerber eine Ausbildungsabsichtser­
klärung aus. Diese wird mit der Bewerbung bei der Fachschule eingereicht (oder nachgereicht). Die end­
gültige Zusage erteilt die Fachschule nach Sichtung aller Bewerbungsunterlagen im für die Schule gel­

tenden Bewerbungsverfahren.

§3
Vergütung und Arbeitszeit
(1) Das Entgelt für die Schülerinnen und Schüler orientiert sich an der jeweils gültigen Ordnung über die 
Regelung der Arbeitsbedingungen der Schülerinnen und Schüler in der praxisorientieren Ausbildung 

nach TVAöD - Besonderer Teil Pflege.
(2) Der Träger verpflichtet sich, die Schülerinnen und Schüler für alle fachschulischen Veranstaltungen 

innerhalb des Anstellungsverhältnisses freizustellen. Diese werden den Trägern rechtzeitig bekannt ge­

geben.
(3) Eine Freistellung der Schülerinnen und Schüler vom fachschulischen Unterricht durch die Praxisstelle 

oder eine Freistellung der Fachschule von der Arbeitszeit in der Praxisstelle ist grundsätzlich nicht mög­

lich.
(4) Neben den einrichtungsinternen Verpflichtungen (Teambesprechungen, Elternabende, Feste und 

Feiern etc.) erhalten die Schülerinnen und Schüler innerhalb dieser Ausbildungszeit auch angemessene 
Zeit für Praxisanleitungsgespräche, Praxisgruppen, schriftliche Ausarbeitungen und Vorbereitungen von 

Aktivitäten, Praxisberichte, Beobachtungen/Facharbeiten, Portfolioarbeit etc.
(5) Für die Teilnahme der Schülerinnen und Schüler an besonderen Anlässen in der Praxis (z.B. Konzepti­
onstage, Teamsitzungen, Exkursionen, Feste) kann die Fachschule eine Beurlaubung vom Unterricht 
ermöglichen, wenn diese rechtzeitig beantragt und der Beurlaubungsanlass nachgewiesen wird. Beur­

laubungen zu diesen Zwecken sind für zwei Tage pro Schuljahr möglich.
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(6) Zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfungen sind die Schülerinnen und Schüler 
freizustellen. Die Dauer der Freistellung soll 2 Wochen nicht überschreiten.
(7) Eine Freistellung vor mündlichen Prüfungen in Zusammenhang mit den Abschlussprüfungen kann im 
Umfang von bis zu drei Arbeitstagen nach Rücksprache unter den an der Ausbildung Beteiligten erfol­

gen.
(8) Die Schülerinnen und Schüler haben ihren Urlaub in der unterrichtsfreien Zeit zu nehmen. Es gilt der 
reguläre tarifliche Urlaubsanspruch (gern TVAÖD - besonderer Teil Pflege). Darüber hinaus findet die 

Ausbildung in den Einrichtungen grundsätzlich auch in den Schulferien statt.
(9) Die Schülerinnen und Schüler können an Tagen, an denen ausnahmsweise kein Unterricht erteilt 
wird, wie zum Beispiel an Pädagogischen Tagen oder Berufsinformationstagen, grundsätzlich nicht in der 
Praxiseinrichtung eingesetzt werden. In diesen Zeiten finden von der Fachschule organisierte Selbstlern­

phasen statt.

§ 4 Aufgaben des Trägers der praktischen Ausbildung
(1) Der Träger verpflichtet sich, die Schülerinnen und Schüler entsprechend der zeitlichen Festlegungen 

des Ausbildungsplans in der praktischen Ausbildung einzusetzen und sie für die Teilnahme am vorgese­

henen Unterricht der Schule sowie an Prüfungstagen freizustellen.
(2) Die praktische Ausbildung erfolgt in Kindertageseinrichtungen und anderen sozialpädagogischen 
Einrichtungen und umfasst die pädagogische Arbeit mit verschiedenen Altersgruppen (Kinder unter 3 
Jahren; Kinder im Alter von 3-6 Jahren, Schulkinder, Jugendliche und junge Erwachsene). Findet die 

praktische Ausbildung vorwiegend in der pädagogischen Arbeit mit einer bestimmten Altersgruppe statt, 
so ist mindestens ein anderer Bereich über ein von der Schule begleitetes Praktikum zu erfüllen, das in 
den ersten beiden Ausbildungsjahren durchgeführt werden soll. Für dieses Praktikum werden die Schü­
lerinnen und Schüler von der Arbeit in der Einrichtung freigestellt. Der Praktikumseinsatz erfolgt in Ab­
sprache mit der betreuenden Fachschule für Sozialpädagogik und wird von ihr koordiniert und begleitet. 
Das Praktikum kann von den Schülerinnen und Schüler dafür genutzt werden, Einblicke in die Arbeit mit 

einer anderen Altersgruppe innerhalb derselben Einrichtung zu erhalten.
(3) Die Schülerinnen und Schüler können während der Ausbildung den Arbeitsbereich (z.B. die Gruppe, 
in der sie eingesetzt sind) wechseln, um im Sinne des für die Ausbildung geltenden Generalisierungs­
prinzips weitere Praxiserfahrung sammeln zu können (z.B. Wechsel in eine U3-Gruppe).
(4) Der Träger setzt geeignete Fachkräfte für die Praxisanleitung der Schülerinnen und Schüler ein. Diese 

werden von Lehrkräften der Schule bei der Praxisanleitung unterstützt.
(5) Der Träger benennt der Schule eine bei ihm angestellte Person, die als verantwortlicher Ansprech­
partner für die Vereinbarung von Praxisbesuchen durch die Lehrkräfte der Fachschule für Soziaipädago- 
gik fungiert. Diese Praxisanleitung sagt zu, an Schulbesuchen mitzuwirken. Ihre Arbeitszeit soll eine enge 

praktische Zusammenarbeit mit der Schülerin oder dem Schüler ermöglichen.
(6) Der Träger stellt sicher, dass eine geeignete Fachkraft, in der Regel die Praxisanleitung, vor jedem 
Zeugnistermin eine Beurteilung der praktischen Leistungen der Schülerinnen und Schüler an die Schule 

übermittelt.
(7) Der Träger sagt zu, die mit der Praxisanieitung verbundenen Aufgaben (Tagesreflexion, wöchentliche 
Vorbereitung und Reflexion, Besprechungen des Entwicklungsplans, Austausch mit der Schule, Beglei­
tung von Lehrerbesuchen und Reflexion, Erstellung von Beurteilungen etc.) zu erfüllen.
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§ 5 Aufgaben der Fachschule für Sozialpädagogik
(1) Die Schule prüft eigenverantwortlich die Zugangsvoraussetzungen der Bewerbe­
rinnen und Bewerber um einen Ausbildungsplatz. Das Ergebnis der Prüfung teilt sie den Schülerinnen 
und Schülern mit. Sie informiert die Träger zudem über alle Belange der praxisintegrierten Ausbildung.
(2) Die Fachschule für Sozialpädagogik erteilt den theoretischen und fachpraktischen Unterricht und 

organisiert die Abschlussprüfung.

§ 6 Gemeinsame Aufgaben der Beteiligten
(1) Die Kooperationspartner verpflichten sich zu gegenseitiger Information über den jeweiligen Ausbil­
dungsstand sowie über Fehlzeiten der Schülerinnen und Schüler. Bei einer finanziellen Förderung der 
Ausbildung durch Dritte (z.B. Agentur für Arbeit, Jobcenter), werden diesen Leistungserbringern Fehlzei­

ten ebenfalls zeitnah gemeldet.
(2) Die Vertragsparteien wirken darauf hin, dass die Schülerinnen und Schüler ihren Verpflichtungen 

nachkommen und die Ausbildungsziele erreichen. Die Kooperationspartner nehmen diese Verantwor­

tung gemeinsam wahr.
(3) Bei der Aufstellung des Ausbildungsplans gemäß § 2 Abs. 3 dieser Vereinbarung wirken die Beteilig­
ten unbeschadet der Gesamtverantwortung der Fachschule für Sozialpädagogik eng zusammen.

§ 7 Vereinbarungsdauer, Kündigung
(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann mit einer Frist von sechs Mona­
ten schriftlich gekündigt werden. Das Recht auf außerordentliche Kündigung bleibt unberührt.
(2) Ausbildungsverhältnisse, die zum Zeitpunkt der Vertragsbeendigung bestehen, werden nach den 

Bestimmungen dieser Vereinbarung zu Ende geführt.

§ 8 Schlussbestimmungen
(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.
(2) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der übrigen Best­
immungen hierdurch nicht berührt. Die Beteiligten verpflichten sich für diesen Fall, eine Vereinbarungs­
anpassung vorzunehmen, die den Zwecken der unwirksamen Bestimmungen am nächsten kommt.

Ort, Datum

Für den Träger der praktischen 

Ausbildung:

Für den Schulträger der Beruflichen Schule / das Regionale Bildungszentrum:



 

           

 

Kosten 

Es besteht Schulgeldfreiheit. Lernmittel werden 

im Rahmen der geltenden Bestimmungen zur 

Verfügung gestellt. Für einige Unterrichtsfächer 

können Kosten entstehen, die nur teilweise vom 

Schulträger getragen werden. Es wird ein 

Kopiergeld von 10 € pro Schuljahr erhoben. 

Ausgaben für Schulwanderfahrten sind von den 

Schülerinnen und Schülern zu tragen. 

 

Anmeldung 

Anmeldungen für den Ausbildungsgang sind im 

Februar 2020 einzureichen und zwar 
 

 Aufnahmeantrag der Schule 

 Vollständiger Lebenslauf und Lichtbild 

 Kopien der geforderten Zeugnisse 

 Angaben zum letzten beruflichen Abschluss 

 Angaben zur Berufstätigkeit: Art und Dauer 

 Angaben zum Praktikum: Art und Dauer 

 Gegebenenfalls Nachweis deutscher 

Sprachkenntnisse Niveau B 2 

 

Vorzulegen sind zum ersten Schultag darüber 

hinaus 
 

 Erweitertes polizeiliches Führungszeugnis 

(nicht älter als 3 Monate) 

 Nachweis über die Belehrung nach § 43 IfSG 

 
 
 
 

Bildungsziel 

Die Berechtigung zur Führung der 

Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannte 

Erzieherin/ Staatlich anerkannter Erzieher“ wird 

mit Bestehen der Prüfung erworben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

RBZ am Königsweg 

Königsweg 80 

24114 Kiel 

T 0431-1698 100 

F 0431-1698 111 

www.rbz-koenigsweg.de 

kontakt@rbz-koenigsweg.de 

 

 

 

  

 
 

 
 

Regionales Berufsbildungszentrum 
am Königsweg 

der Landeshauptstadt Kiel 
 

 

 

Informationsblatt zum 
Ausbildungsgang zur Erzieherin/ 

zum Erzieher in der 
praxisintegrierten Form (PiA)        

ab Sommer 2020 
 

 

 
Fachschule der Fachrichtung 

Sozialpädagogik 
       

 

 
(Stand: 25.09.2019) 

 



 

           

 

Ausbildungsstruktur 

Der Ausbildungsgang beginnt am Mittwoch, 

12.08.2020 und erstreckt sich über drei 

Schulleistungsjahre. In der praxisintegrierten 

Ausbildung werden fachtheoretische und 

fachpraktische Ausbildungszeiten zeitlich 

verzahnt, so dass eine Unterrichtswoche drei Tage 

Unterricht in der Schule und zwei Tage Praxis 

umfasst. 

 
Aufnahmevoraussetzungen 

Schulische Voraussetzung ist der Mittlere 

Schulabschluss. 

Berufliche Aufnahmevoraussetzung ist der 

Abschluss in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungsgesetz 

oder der Handwerksordnung sowie der Abschluss 

der Berufsschule oder der Abschluss einer nach 

Bundes- und Landesrecht vergleichbar geregelten 

Ausbildung oder eine für die Zielsetzung der 

Fachrichtung einschlägige Berufstätigkeit von 3 

Jahren. 

Der Nachweis der Hochschulreife oder 

Fachhochschulreife wird als gleichwertige 

berufliche Aufnahmevoraussetzung anerkannt, 

wenn die Bewerber*innen in einem für die 

Ausbildung förderlichen Bereich ein einschlägiges 

Praktikum oder in einem für die Ausbildung 

förderlichen Bereich eine förderliche 

Berufstätigkeit von einem Jahr in Vollzeit 

nachweisen können. Auf die Zeiten des 

Praktikums und der Berufstätigkeit werden 

förderliche freiwillige Dienste auf der Grundlage 

von Bundesgesetzen angerechnet. 

Wurde der Abschluss im Ausland erworben, ist 

der Nachweis deutscher Sprachkenntnisse auf 

dem Niveau B 2 nach dem „Gemeinsamen 

Europäischen Referenzrahmen lehren, lernen, 

beurteilen“ vorzulegen.* 

Die Bewerber*innen für die Fachrichtung 

Sozialpädagogik haben ein erweitertes 

Führungszeugnis vorzulegen, welches nicht älter 

als drei Monate ist. Wird aus dem 

Führungszeugnis ersichtlich, dass sie für die 

angestrebte Ausbildung nicht geeignet sind, ist 

eine Aufnahme abzulehnen.  

Zusätzlich ist eine Belehrung nach § 43 

Infektionsschutzgesetz vom 18. Juli 2016 

vorzunehmen. 

 

*Der gemeinsame Europäische Referenzrahmen für 

Sprachen ist einsehbar im Internet unter 

www.goethe.de/z/50/commeuro/deindex.htm 

 
Arbeitsfelder 

Die Praxiszeiten im ersten, zweiten, vierten, 

fünften und sechsten Halbjahr werden im 

Arbeitsfeld Elementarbereich/ Krippe absolviert. 

Im dritten Halbjahr müssen mindestens 300 

Stunden in den Arbeitsfeldern Arbeit mit 

Schulkindern oder offene Kinder- und 

Jugendarbeit abgeleistet werden. 

Der Unterricht umfasst folgende Bereiche 
 

Fachrichtungsbezogener Lernbereich 

Lernfeld 1: Berufliche Identität und 

professionelle Perspektive weiter entwickeln 

Lernfeld 2: Pädagogische Beziehungen 

gestalten und mit Gruppen pädagogisch 

arbeiten 

Lernfeld 3: Lebenswelten und Diversität 

wahrnehmen, verstehen und Inklusion fördern 

Lernfeld 4: Sozialpädagogische Bildungsarbeit 

in den Bildungsbereichen professionell 

gestalten 

Lernfeld 5: Erziehungs- und Bildungspartner-

schaften mit Eltern und Bezugspersonen 

gestalten sowie Übergänge unterstützen 

Lernfeld 6: Institution und Team entwickeln 

sowie in Netzwerken kooperieren 

Wahlpflichtbereich 

Fachrichtungsübergreifender Lernbereich 

Deutsch/Kommunikation mit Sprachbildung 

Naturwissenschaft und Technik  

Wirtschaft/Politik 

 
 
 
 

 

 

 
 

http://www.goethe.de/z/50/commeuro/deindex.htm
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Anlage 4 

Trägerübersicht - Praxisintegrierte vergütete Ausbildung (PiA) in Kiel  

Ausbildungsjahrgang: 2020/2021  

 

 

 

 
Träger 

Ausbildungs-
plätze 

 
Zahl 

 
Bereich 

 
AWO Kreisverband Kiel e.V. 

 
6 

 
Kita 
 
 

 
Haus der Familie, 
Familienbildungsstätte Kiel e.V. 

 
2 

 
Krippe 
 
 

 
Kirchenkreis  
Altholstein, Zentrum kirchlicher 
Dienste 
 

 
 
6 

 
 
Kita 
 

 
KJHV / KJSH 
Stiftung, Arbeit und Beschäftigung  

 
1 
 
 

 
Kita 

 
LH Kiel, Amt für Kinder- und 
Jugendeinrichtungen, Abteilung 
Kindertagesbetreuung 
 

 
 
8 

 
 
KTE 
 

 
Adelby 1 – Kinder und 
Jugenddienste  

 
1 
 

 
Kita 
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Städteverband Schleswig-Holstein – Reventlouallee 6 – 24105 Kiel 

AZ: 51.51.36 mx-ka  Kiel, 30. Dezember 2019 
 
 

Rundschreiben Nr. 176/2019 
 
 
Bundesprogramm Fachkräfteoffensive Erzieherinnen/Erziehermodell 2019/2020 
 
 
Mit Rundschreiben Nr. 037/2019, 044/2019, 048/2019, 051/2019 sowie 059/2019 haben wir 
Sie über das Bundesprogramm „Fachkräfteoffensive Erzieherinnen/Erziehermodell 
2019/2022“ informiert. 
 
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes 
Schleswig-Holstein hat die Geschäftsstelle wie folgt informiert:  
 

Im Dezember 2018 wurde von Ministerin Dr. Giffey im Rahmen der Fachkräfteoffensive 
des Bundes die Mitfinanzierung von zwei Ausbildungsjahrgängen der praxisintegrierten 
Ausbildung (2019/20 und 2020/21) angekündigt. Bisher war davon auszugehen, dass 
die Ankündigung entsprechend umgesetzt wird. Am 18.12.2019 hat das Fachreferat im 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend den Ländern mitgeteilt, 
dass es im Jahr 2020 keinen weiteren vom Bund geförderten Ausbildungsjahrgang im 
Rahmen der Fachkräfteoffensive geben wird. 
 
Dieser Meldung vorausgegangen war ein Schreiben des Leiters der Abteilung Kinder, 
Jugend und Familie in Schleswig-Holstein, an das Bundesministerium, das die Wich-
tigkeit dieses Fördervorhabens unterstrich und die Bitte formulierte, möglichst schnell 
ein positives Signal zu senden.  
 
Schleswig-Holstein hat im Rahmen der Fachkräfteoffensive bereits im ersten Jahrgang 
109 geförderte Schüler*innen in die praxisintegrierte Ausbildung gebracht, knapp 30 
Schüler*innen mehr als dem Land vom Bund vorgegebenen Fördervolumen „zustand“. 
Die Bundesinitiative hat in Schleswig-Holstein für einen starken Impuls beim Aufbau 
der praxisintegrierten Ausbildung gesorgt. Umso bedauerlicher ist es, dass der Bund 
seine Ankündigung für eine Förderung nicht nahtlos auch für einen zweiten Jahrgang 
einhalten kann. Zugesagt wurde jedoch der Versuch seitens des Fachreferates des 
Bundesfamilienministeriums, für einen weiteren Ausbildungsjahrgang ab 2021 Mittel im 
Haushalt einzuwerben. 

 
*** 

 
Hinweis zum Download der Rundschreiben und anderer Mitteilungen: 
Für alle Mitgliedskörperschaften stehen die Rundschreiben im "Mitgliederservice" auf der Homepage des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein als Datei zur Verfügung.  
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